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3. Wahlperiode 


Drucksache 631 


Antrag 

der Fraktion der FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 

Das Lastenausgleichsgesetz vom 14. August 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 446), zuletzt geändert durch 
das Gesetz vom 24. Juli 1958 (Bundesgesetzbl. I 

S. 537) wird wie folgt geändert: 

1. In § 6 Abs. 4 wird folgender Satz angefügt; 
„Zusätzlich leistet der Bund einen Zuschuß, der 
im Rechnungsjahr 1959 25 Millionen Deutsche 
Mark beträgt; in den folgenden Rechnungsjah- 
ren mindert sich die Höhe um je eine Million 
Deutsche Mark." 

2. In § 12 Abs. 8 werden die Worte „nach dem | 

31. Dezember 1937" durch die Worte „nach dem | 
31. Dezember 1918" ersetzt. | 

3. In § 230 Abs. 2 Nr. 1 werden die Worte „6 Mo- | 
nate" durch die Worte „ein Jahr" ersetzt. 

4. In § 258 Abs. 1 Nr. 3 werden nach den Worten j 

„oder einer Genossenschaftswohnung" die 
Worte „oder für eine landwirtschaftliche Pacht- | 
stelle oder eine landwirtschaftliche Neben- i 
erwerbsstelle" eingefügt. I 

5. § 260 wird wie folgt geändert: 

i 

a) In der Überschrift werden die Worte „und 
Verhältnis zur Hauptentschädigung" ange- 
fügt; 


b) der bisherige Wortlaut wird Absatz 1; 

c) folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Soweit der Empfänger eines Arbeits- 
platzdarlehens Anspruch auf Hauptentschä- 
digung hat, wird der Darlehnsbetrag auf An- 
trag ganz oder teilweise auf den Anspruch 
auf Hauptentschädigung entsprechend den 
Vorschriften des § 258 mit der Maßgabe an- 
gerechnet, daß die Verrechnung eines Auf- 
baudarlehens vor der Verrechnung eines 
Arbeitsplatzdarlehens den Vorrang hat." 

6. In § 264 werden die Worte „§ 273 Abs. 5" durch 
die Worte „§ 272 Abs. 4" ersetzt. 

7. In § 265 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „für 
mindestens drei" durch die Worte „für minde- 
stens zwei" ersetzt. 

8. § 267 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 und 2 werden die Worte 
„120 Deutsche Mark" durch die Worte „140 
Deutsche Mark", die Worte „60 Deutsche 
Mark" durch die Worte „70 Deutsche Mark" 
und die Worte „42 Deutsche Mark" durch 
die Worte „49 Deutsche Mark" ersetzt; 

b) Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt neu gefaßt: 

„Der Einkommenshöchstbetrag erhöht sich 
ferner um eine Pflegezulage von 60, bei 
Heimunterbringung von 24 Deutsche Mark 
monatlich; Voraussetzung ist, daß der Be- 
rechtigte infolge körperlicher oder geistiger 
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Gebrechen so hilflos ist, daß er nicht ohne 
fremde Wartung und Pflege bestehen kann."; 

c) in Absatz 1 werden folgende Sätze 4 bis 6 
angefügt: 

„Die in Satz 1 bis 3 genannten Sätze der 
Unterhaltshilfe werden durch Rechtsverord- 
nung angepaßt, sofern sie erheblich niedri- 
ger liegen als bei 212 vom Hundert des 
arithmetischen Mittels aus den Eck-Mindest- 
sätzen der Fürsorge in den einzelnen Län- 
dern. Sie gelten als erheblich niedriger lie- 
gend, sofern der Vomhundertsatz niedriger 
liegt als bei 197 vom Hundert. Das Nähere 
wird durch Rechtsverordnung bestimmt."; 

d) in Absatz 2 Nr. 3 werden 

aa) in Satz 1 nach den Worten „Hohe der" 
die Worte „am 1. April 1959 maßgeb- 
lichen" eingefügt, 

bb) die Sätze 2 und 3 wie folgt neu gefaßt: 
„Dies gilt nicht bei Einkünften bis zu 
den am 1. April 1959 maßgeblichen Sät- 
zen der Unterhaltshilfe. In diesen Fäl- 
len wird ein Freibetrag in Höhe der 
Hälfte des maßgeblichen Unterhalts- 
hilf esatzes gewährt." 

9. In § 268 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Bei der Ermittlung dieses Betrages bleiben 
die Hauptentschädigung, die Hausratentschädi- 
gung, Nachzahlungen an Kriegsschadenrente, 
die Währungsausgleichsentschädigung, die Alt- 
sparerentschädigung, die Entschädigung nach 
dem Heimkehrergesetz, die Entschädigung nach 
dem Häftlingshilfegesetz sowie die Entschädi- 
gung nach dem Bundesentschädigungsgesetz 
außer Ansatz, soweit sie zusammen den Betrag 
von 25 000 Deutsche Mark zuzüglich 12 500 
Deutsche Mark für den nach § 266 Abs. 2 Satz 2 
zu berücksichtigenden Ehegatten nicht über- 
steigen." 

10. § 269 wird wie folgt geändert: 

a) In den Absätzen 1 und 2 werden die Worte 
„120 Deutsche Mark" durch die Worte „140 
Deutsche Mark", die Worte „60 Deutsche 
Mark" durch die Worte „70 Deutsche Mark", 
die Worte „42 Deutsche Mark" durch die 
Worte „49 Deutsche Mark", die Zahl „50" 
durch die Zahl „60" und die Worte „20 
Deutsche Mark" durch die Worte „24 Deut- 
sche Mark" ersetzt; 

b) folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) § 267 Abs. 1 Satz 4 bis 6 findet ent- 
sprechende Anwendung." 

11. § 270 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird gestrichen; 

b) der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2. 


12. In § 272 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Ist der Geschädigte nach dem 31. De- 
zember 1889 (eine Frau nach dem 31. Dezember 

1894) geboren, wird Unterhaltshilfe auf Lebens- 
zeit unter folgenden Voraussetzungen gewährt: 

1. Die Existenzgrundlage des unmittel- 
bar Geschädigten und seines nach 
§ 266 Abs. 2 Satz 2 zu berücksichti- 
genden Ehegatten muß im Zeitpunkt 
des Schadenseintritts überwiegend 
auf der Ausübung einer selbständi- 
gen Erwerbstätigkeit beruht haben. 

2. Für die Schäden des unmittelbar Ge- 
schädigten und seines nach § 266 
Abs. 2 Satz 2 zu berücksichtigenden 
Ehegatten muß ein Anspruch auf 
Hauptentschädigung mit einem End- 
grundbetrag von mindestens 3600 
Deutsche Mark zuerkannt worden 
sein. Sind für diese Schäden mehrere 
Ansprüche auf Hauptentschädigung 

- entstanden, sind die Endgrundbe- 

träge zusammenzurechnen; dies gilt 
auch dann, wenn vor dem 1. April 
1952 an die Stelle des unmittelbar 
Geschädigten oder seines Ehegatten 
ein Erbe getreten ist. 

13. § 273 Abs. 5 wird gestrichen. 

14. § 275 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „65 Deutsche 
Mark" durch die Worte „76 Deutsche Mark" 
ersetzt; 

b) dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 
„§ 267 Abs. 1 Satz 4 bis 6 findet entspre- 
chende Anwendung." 

15. § 278 wird gestrichen. 

16. § 278 a wird gestrichen. 

17. § 280 wird 'wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird Satz 2 gestrichen; 

b) Absatz 4 wird gestrichen; 

c) der bisherige Absatz 5 wird ‘Absatz 4. 

18. § 282 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1 bis 3 werden gestrichen; 

b) folgender neuer Absatz 1 wird eingefügt: 

„(1) Entschädigung wird neben Unterhalts- 
hilfe gewährt; der Berechtigte kann bean- 
tragen, daß ihm ausschließlich Entschädi- 
gungsrente gezahlt wird."; 

c) der bisherige Absatz 4 wird Absatz 2; 

d) in dem neuen Absatz 2 Satz 1 werden die 
Worte „vor dem 1. Januar 1895 (eine Frau 
vor dem 1. Januar 1900)" gestrichen; 

e) der neue Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt neu 
gefaßt: 

„§ 272 Abs. 4 Nr. 2 Satz 2 gilt entsprechend." 
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19. In § 283 Satz 1 wird das Wort „allein' 1 ge- 
strichen. 

20. § 283 a wird gestrichen. 

21. § 284 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird gestrichen; 

b) der bisherige Absatz 4 wird Absatz 3. 

22. § 285 wird wie folgt geändert: 

a) in Absatz 1 wird Satz 2 gestrichen; 

b) in Absatz 2 wird Satz 3 gestrichen. 

23. In § 288 Abs. 2 werden folgende Worte ange- 
fügt: 

„oder wenn er im Falle des § 267 Abs. 2 Nr. 3 
im Durchschnitt des Jahres die halben Unter- 
haltshilfesätze übersteigt." 

24. In § 292 Abs. 4 werden 

a) in Satz 3 die Worte „20 Deutsche Mark" 
durch die Worte „23 Deutsche Mark", die 
Worte „30 Deutsche Mark" durch die Worte 
„35 Deutsche Mark" und die Worte „6 
Deutsche Mark" durch die Worte „7 Deut- 
sche Mark" ersetzt; 

b) dem Satz 3 nach einem Semikolon die fol- 
genden Worte angefügt: 

„§ 267 Abs. 1 Satz 4 bis 6 gilt entspre- 
chend." 

25. § 301 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Aus dem Härtefonds erhalten insbesondere 
Personen Leistungen, die wegen Nichterfül- 
lung der Stichtagsvoraussetzungen des § 230 
von Leistungen wegen eines erlittenen Ver- 
treibungsschadens ausgeschlossen sind, vor- 
ausgesetzt, daß sie bis zum 31. Dezember 
1958 ihren ständigen Aufenthalt im Bundes- 
gebiet oder in Berlin (West) genommen 
haben."; 

b) Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Ist der Geschädigte nach dem 31. Dezember 
1889 (eine Frau nach dem 31. Dezember 1894) 


geboren, wird unter folgenden Vorausset- 
zungen Beihilfe zum Lebensunterhalt ge- 
währt: 

1. Die Existenzgrundlage des unmittelbar 
Geschädigten und seines nach § 266 
Abs. 2 Satz 2 zu berücksichtigenden Ehe- 
gatten muß im Zeitpunkt des Schadens- 
eintrittes überwiegend auf der Ausübung 
einer selbständigen Erwerbstätigkeit be- 
ruht haben. 

2. Die Einkünfte des unmittelbar Geschädig- 
ten und seines nach § 266 Abs. 2 Satz 2 
zu berücksichtigenden Ehegatten müssen 
in dem in § 239 Abs. 1 genannten Zeit- 
raum 4000 Reichsmark überschritten 
haben." 

26. In § 348 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „2 vom 
Hundert" durch die Worte „3 vom Hundert" 
ersetzt. 


Artikel 2 

Anwendung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgeset- 
zes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im Land 
Berlin nach Maßgabe des Dritten Uberleitungsge- 
setzes. 

Artikel 3 

Nichtanwendung im Saarland 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

Artikel 4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. Die Vorschriften des Artikels 1 Nr. 2 
bis 5 und 16 sind mit Wirkung vom Inkrafttreten 
des Lastenausgleichsgesetzes, die Vorschriften des 
Artikels 1 Nr. 1, 6 bis 15 und 17 bis 26 mit Wirkung 
vom 1. April 1959 ab anzuwenden. 


Bonn, den 6. November 1958 

Dr. Rutschke 
Dr. Mende und Fraktion 
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